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Die Heuchler
und ihre
„Eiweißlücke“
Man sollte für richtige
Slogans nicht die falschen
Argumente nehmen.

D ie heimischen Agrarier
lehnen den Mercosur-

Handelspakt mit Südame-
rika ab, weil er zu vermehr-
ten Rindfleischimporten aus
dieser Region führen würde.
Das sei nicht nachhaltig,
weil lange Transportwege
entstünden und die extrem
klimaschädliche Regen-
waldvernichtung in Brasili-
en zwecks Weideflächenge-
winnung begünstigt werde.

Das ist richtig. Aber
auch ein wenig heuchle-
risch. Denn auch Österreich
ist im Fleischexport höchst
erfolgreich. Mit teilweise
ebenfalls sehr langen Trans-
portwegen. Und: Wir haben
bei Rindfleisch eine enorme
Überproduktion mit einem
„Selbstversorgungsgrad“
von 141 Prozent.

Schön für die Versor-
gungssicherheit. Weniger
schön für die Umwelt, um
die sich die Mercosur-Geg-
ner solche Sorgen machen.
Denn die heimische Land-
wirtschaft kann die vielen
Rinder und Schweine nicht
aus dem eigenen Boden er-
nähren. Die Agrarier nen-
nen das „Eiweißlücke“. Und
die wird durch umfangrei-
che Sojaimporte aufgefüllt.
Überwiegend aus Südame-
rika und überwiegend gen-
manipuliert.

Der expandierende So-
jaanbau gilt in Brasilien ne-
ben der ebenfalls expandie-
renden Rinderzucht als
Hauptgrund für das Nieder-
brennen von Regenwald.
Klimatechnisch ist es also
ziemlich egal, ob man Rind-
fleisch aus Südamerika im-
portiert oder Futtermittel für
die heimische Überproduk-
tion. Theoretisch könnte
man die „Eiweißlücke“
schließen, indem man die
Fleischproduktion auf den
Inlandsbedarf reduziert.
Aber so einfach funktioniert
die vernetzte Welt nicht.

D as ist übrigens kein
Einzelfall: Seit Langem

wird dem in Österreich ver-
kauften Diesel „nachhalti-
ger“ Biodiesel zugesetzt. Wir
haben dafür aber nicht ge-
nug Raps. Die beträchtliche
Lücke wird mit importier-
tem Palmöl geschlossen. Die
wachsende Palmölproduk-
tion gilt als einer der Haupt-
gründe für die Regenwald-
rodung in Südostasien.

Man sieht: Nicht überall
wo „bio“ draufsteht, ist auch
bio drin. Das ist noch kein
Grund, nicht bewusst regio-
nal einzukaufen und damit
die heimischen Bauern zu
stärken. Aber man sollte da-
für nicht die falschen Argu-
mente nehmen. Das ist
nämlich schlicht Heuchelei.
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Ángel Gurŕıa (70) ist seit 2006 General-
sekretär der Organisation für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD). Generalsekretär
Gurŕıa war von 1994 bis 1998 Außen-
minister und von 1998 bis 2000 Finanz-
minister Mexikos.

Die OECD erstellt Analysen zu Finanzen,
Wirtschaft und Bildung (Pisa-Studie)
und gibt wirtschaftspolitische
Empfehlungen an die Regierungen ihrer
Mitgliedsländer ab. Die Organisation mit
Sitz in Paris wurde in ihrer heutigen Form
1960 gegründet und feiert heuer ihr
60-jähriges Bestehen. Sie hat 37
Mitgliedsländer, darunter Österreich.
„Nicht die Zeit, sich um
Schulden zu sorgen“
Interview. OECD-
Generalsekretär Ángel
Gurŕıa sieht Latein-
amerika als großen
Verlierer. Weltweit
wurden zehn bis zwölf
Billionen Dollar Hilfs-
gelder ausbezahlt.

VON JEANNINE HIERLÄNDER

Die Presse: Die Weltwirtschaft
wird heuer laut OECD-Prognose
um 4,2 Prozent schrumpfen, we-
niger als befürchtet. Die USA um
3,7 Prozent, die Eurozone um 7,5
Prozent. Ist Europa der große
Verlierer dieser Krise?
Ángel Gurrı́a: Nein, ich fürchte
der große Verlierer wird Latein-
amerika sein. Die Wirtschaftsleis-
tung wird stärker sinken und die
Erholung langsamer sein als im
Rest der Welt. 60 Prozent der Ar-
beitskräfte in der Region arbeiten
im informellen Sektor. Diese Men-
schen haben keinerlei Absiche-
rung, von Home-Office ganz zu
schweigen. Sie müssen täglich
rausgehen, um zu arbeiten. Die
Folgen werden schwerwiegend
sein.

Gleichzeitig schrumpft die Wirt-
schaft in Europa doppelt so stark
wie in den USA.
Wirtschaftlich am schlimmsten
war in Europa das zweite Quartal
in diesem Jahr. Im dritten haben
wir eine fulminante Erholung ge-
sehen. Dann kam die zweite Welle,
sie trifft die europäischen Länder
hart, aber Asien und die USA
ebenso. Wir haben angenommen,
dass es 2021 steil aufwärts gehen
wird. Nun wird die Entwicklung
deutlich flacher sein. Wir müssen
davon ausgehen, dass die Wirt-
schaft in den meisten Ländern der
Welt Ende 2021 noch nicht wieder
auf dem Niveau von 2019 sein
wird. Es hängt auch stark davon
ab, wie die Bereitstellung des
Impfstoffs verläuft.

Die Impfungen laufen an. Wäh-
rend sich reiche Länder mit
Impfstoff eindecken, haben viele
ärmere Länder keinen Zugang –
sei es wegen der Kosten oder we-
gen Schwierigkeiten bei der La-
gerung. Wie wird sich das auf die
wirtschaftliche Situation dieser
Länder auswirken?
Diese Pandemie ist eine globale
Krise und wir werden sie nur be-
wältigen, wenn wir eine globale
Antwort geben. Das gilt auch für
die Verteilung von Impfstoffen.
Aus rein nationaler Perspektive ist
es verständlich, dass Regierungen
sich um ausreichend Impfstoff für
ihre jeweilige Bevölkerung bemü-
hen. Aber wir werden dieses Virus
nur besiegen, wenn es überall auf
der Welt besiegt wird. Das gilt auch
für die wirtschaftlichen Folgen die-
ser Pandemie.

Lässt sich seriös abschätzen,
wann wir die Wirtschaftskrise
hinter uns gelassen haben wer-
den?
Das kommt darauf an, wie man
Krise definiert. Schrumpfende
Wirtschaft? Aufschließen zu dem
Niveau, das wir davor hatten? Die
Pandemie hat gleich zu Beginn
zehn Mal so viele Jobs vernichtet
wie die Finanzkrise von 2008 und
2009. Die größte Gefahr ist, dass
sich die Wirtschaft nicht vollstän-
dig regeneriert. Selbst wenn wir
die Pandemie mit einem Mix aus
Impfung und sozialem Verhalten
geschlagen haben, werden wir
noch jahrelang die wirtschaftli-
chen Folgen spüren. Weil so viele
Jobs verloren gingen. In Indien
finden 80 Prozent der Arbeit im in-
formellen Sektor statt. Man kann
die Verluste nicht ermessen.

Regierungen stellen Milliarden
bereit, ohne Aussicht auf ein
Ende. Ist das noch gesund?
Die Dimensionen haben sich ver-
ändert, wir sprechen nicht mehr
von Milliarden, sondern von Billio-
nen. Als das Virus auftauchte,
konnte man nicht abschätzen, wie
stark die Folgen sein würden. Die
Menschen konnten von einem Tag
auf den anderen nicht zur Arbeit
gehen, alles stand still. Im Ver-
gleich dazu war die Krise 2008 ein
kalkuliertes Risiko: Man wusste,
wie viel es kosten würde, Lehman
Brothers zu retten – man musste
nur entscheiden, es zu tun. Jetzt
sind die Kosten nicht kalkulierbar,
weil sich der Schaden laufend aus-
weitet. Sobald sich die Bevölkerung
mit der Impfung immunisiert, wird
es aufwärtsgehen. Das Problem ist,
dass die Hälfte der EU-Bürger der
Impfung misstraut. Aber ich glau-
be, wenn die Impfung einmal an-
gelaufen ist, wird auch das Vertrau-
en der Menschen zunehmen.

Ökonomen warnen, dass Insol-
venzen verschleppt und Firmen
abhängig werden von den Hilfen.
Wie groß ist diese Gefahr?
Die Hilfsgelder summieren sich
weltweit auf zehn bis zwölf Billio-
nen Dollar, halb so viel wie das
Bruttoinlandsprodukt (BIP) der
USA. Zu Beginn der Krise verloren
täglich Millionen Menschen ihre
Jobs. Man musste so viel Unter-
stützung wie möglich bieten, um
den Menschen Einkommen zu si-
chern, den Konsum zu erhalten
und die Unternehmen aufzufan-
gen. Mittlerweile ist das Problem
komplexer. Den Staaten geht das
Schießpulver aus, sie haben sich
schon in Höhe von 15 bis 20 Pro-
zent des BIPs verschuldet. Man
muss sich nun genauer ansehen,
welche Firmen gesund sind und
überleben können und welche be-
reits Zombies sind.

Die OECD hat immer zum Abbau
der Staatsschulden gemahnt,
nun explodieren sie. Wann wer-
den sie wieder sinken?
Eine ganze Weile nicht. Und ehr-
lich gesagt, sie sollten jetzt auch
nicht sinken. Als ehemaliger Fi-
nanzminister bin ich nie glücklich
über steigende Schulden. Aber es
ist nicht die Zeit, sich um Staats-
schulden zu sorgen. Zumindest
nicht zu sehr. Es ist die Zeit, zu in-
vestieren, um die Wirtschaft zu
retten, die Unternehmen und vor
allem die Menschen, die ihre Jobs
verloren haben. Die Kurzarbeit,
die vor allem in Europa genützt
wird, ist dafür wesentlich. Den
größten Schaden, den man an-
richten kann, ist, Beschäftigte von
den Unternehmen zu trennen.
Dann muss man komplett neu an-
fangen, wenn die Wirtschaft wie-
der anspringt. Das Wichtigste ist
jetzt, Menschen aus- und weiter-
zubilden für die Zeit danach. Die
Zinsen sind niedrig, daher werden
die Schmerzen durch Schulden
nicht allzu bald zu spüren sein.

Der Chef der OECD sagt, man
soll sich keine Gedanken über
Staatsschulden machen – das
nenne ich einen historischen
Moment.
Ja, aber es waren auch die Um-
stände noch niemals so wie heute.
Wir müssen alles investieren, was
möglich ist, um diese Pandemie
und ihre Folgen zu bekämpfen.

Was erwarten Sie von Joe Biden
als US-Präsident?
Ich habe ihm rasch auf Twitter gra-
tuliert und dann auch in einem
formellen Schreiben. Mit der neu-
en US-Regierung werden wir die
Beziehungen wieder aufbauen, die
wir schon früher hatten. Ich erwar-
te mir einen stärkeren Fokus auf
Multilateralismus und globale
Themen wie Handel, Investitio-
nen, Klimawandel. Und natürlich
die Coronapandemie. Ein interna-
tional gemeinsamer Zugang bei
der Bekämpfung der Pandemie hat
bis jetzt gefehlt.
Generalsekretär Gurŕıa war von 1994 bis 1998 Außenminister und von 1998 bis 2000 Finanzminister Mexikos. [ Reuters ]


